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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
229. Sitzung am 3. März 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 22. Februar 1961 verabschiedeten 


Gesetzes zur Änderung des Länderfinanzaus- 
gleichsgesetzes 1958 und des Fünften 
Überleitungsgesetzes 

— Drucksachen 2320, 2458 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angebenen 
Grunde einberufen wird. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß 
das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Dr. Meyers 


Bonn, den 3. März 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 22. Februar 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 

Dr. Meyers 
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Anlage 

Grund für die Anrufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 


1958 und des Fünften 

Hinter § 2 ist nachstehender § 3 in das Gesetz ein- 
zufügen: 

.§ 3 

Länderfinanzausgleich 
für das Ausgleichsjahr 1961 

Der Bund erstattet den Ländern die Beträge, die 
die Länder durch die Einbeziehung des Saarlandes in 
den Länderfinanzausgleich in der Zeit vom 1. Januar 
bis 31. März 1961 mehr leisten oder weniger emp- 
fangen.“ 

Die §§ 3 bis 6 werden §§ 4 bis 7. 

Begründung 

Nach dem Fünften Überleitungsgesetz erhalt das 
Saarland bis zum Ende des Rechnungsjahres 1960 


Überleitungsgesetzes 

eine Finanzhilfe des Bundes und vom Rechnungsjahr 
1961 an Ausgleichszuweisungen aus dem Länder- 
finanzausgleich. Beim Erlaß des Fünften Uberlei- 
leitungsgesetzes galten diese Bestimmungen bis zum 
31. März 1961 bzw. ab 1. April 1961. Durch die Um- 
stellung des Rechnungsjahres auf das Kalenderjahr 
werden aber für das Saarland der Wegfall der Bun- 
desfinanzhilfe und die Einbeziehung des Saarlandes 
in den Länderfinanzausgleich mit dem 1. Januar 1961 
wirksam. Die erforderliche Umstellung des Rech- 
nungsjahres auf das Kalenderjahr sollte keine mate- 
rielle Änderung in der Lastenverteilung zwischen 
Bund und Ländern bewirken. Um die Belastung der 
Länder aus der Vorverlegung der Einbeziehung des 
Saarlandes vom 1. April 1961 auf den 1. Januar 1961 
auszugleichen, ist die Festlegung einer Erstattungs- 
pflicht des Bundes notwendig. 
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